
GRITZMANN-MARTIGNONI / KOMMISSION 

S C H L U S S A N T R Ä G E DES G E N E R A L A N W A L T S 

CARL O T T O L E N Z 

vom 4. Mai 1988 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

A — Sachverhalt 

1. Frau Giovanna Gritzmann-Martignoni, 
die Klägerin des Verfahrens, zu dem ich 
mich heute äußere, begehrt von der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften, 
der Beklagten, bei der Übertragung ihrer 
Versorgungsansprüche vom italienischen 
Versicherungssystem auf das Gemein­
schaftssystem mitzuwirken. 

2. Die Klägerin wurde im Jahre 1962 von 
der Beklagten als örtliche Bedienstete 1 und 
1976 dann als Bedienstete auf Zeit bei der 
Gemeinsamen Forschungsstelle, Forschungs­
anstalt Ispra, eingestellt. 

3. Am 6. Juni 1985 stellte sie bei der Be­
klagten den Antrag auf Übertragung ihrer 
Versorgungsansprüche. Mit Schreiben vom 
2. August 1985 wies die Beklagte die Kläge­
rin darauf hin, daß sie gemäß den allgemei­
nen Durchführungsbestimmungen zu Artikel 
11 Absatz 2 des Anhangs VIII zum Statut 
ihren Antrag bis zum 31. Dezember 1978 
hätte stellen müssen. Eine Entscheidung der 
Kommission vom 12. Dezember 1984 er­
laube es den Beamten jedoch, die ihren An­
trag zu spät gestellt hätten, in den Genuß 

der Regelung des Artikels 11 Absatz 2 zu 
gelangen, wobei allerdings nach dem Zeit­
punkt der Ernennung zum Beamten auf 
Lebenszeit angefallene Kapitalerhöhungen 
nicht berücksichtigt würden. Es werde ihr 
folglich ein entsprechender Vorschlag auf­
grund des versicherungsmathematischen Ge­
genwerts ihrer innerstaatlichen Ansprüche 
unterbreitet werden. 

4. Mit Schreiben vom 20. Mai 1986 teilte 
die Beklagte der Klägerin jedoch mit, der 
Hinweis auf ihre Entscheidung vom 12. De­
zember 1984 basiere auf einem Irrtum; folg­
lich könne ihrem verspätet gestellten Über­
tragungsantrag nicht mehr stattgegeben 
werden. 

5. Die letztgenannte Entscheidung der Be­
klagten hat die Klägerin zunächst mit der 
Beschwerde und dann mit der hier vorlie­
genden Klage angegriffen. Sie sieht in ihr 
eine Verletzung des Grundsatzes des Ver­
trauensschutzes sowie die Verletzung oder 
unrichtige Auslegung der allgemeinen 
Durchführungsbestimmungen zu Artikel 11 
Absatz 2 des Anhangs VIII zum Statut, da 
unter Berücksichtigung der verschiedenen 
Fassungen dieser Durchführungsbestimmun­
gen die in ihr enthaltene Sechsmonatsfrist 
keine Ausschlußfrist sein könne, sondern 
nur Ordnungscharakter habe. 

6. Die Klägerin beantragt deswegen, 

— die Entscheidung der Beklagten vom 20. 
Mai 1986 aufzuheben, mit der diese 
die vorangegangene Entscheidung vom 

1 — Den in ihrer Personalakte enthaltenen Arbeitsverträgen ist 
zu entnehmen, daß sie als örtliche Bedienstete, und nicht, 
wie von den Parteien übereinstimmend vorgetragen, als 
Atonianlagcn-Bcdicnstctc eingestellt worden war. 
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2. August 1985, mit der die Übertra­
gung des versicherungsmathematischen 
Gegenwerts der innerstaatlichen Ruhe­
gehaltsansprüche der Klägerin auf das 
Versorgungssystem der Gemeinschaft 
zugelassen worden war, zurückgenom­
men hatte, 

— der Beklagten die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen. 

7. Die Beklagte beantragt, 

— die Klage als unbegründet abzuweisen 
und 

— die Kosten des Verfahrens gegeneinan­
der aufzuheben. 

8. Die Beklagte bedauert, verpflichtet gewe­
sen zu sein, ihre Entscheidung vom 2. Au­
gust 1985 zurücknehmen zu müssen. Diese 
sei rechtswidrig gewesen, weil ihre Entschei­
dung vom 12. Dezember 1984 für den An­
trag der Klägerin nicht einschlägig gewesen 
sei. 

9. Die Klägerin könne sich nicht auf den 
Grundsatz des Vertrauensschutzes berufen, 
da sie aufgrund der Entscheidung vom 
2. August 1985 weder zu einem bestimmten 
Tun noch zu einem Unterlassen veranlaßt 
worden sei. In der Mitteilung vom 2. Au­
gust 1985 sei keine Entscheidung zu sehen, 
die Ansprüche der Klägerin begründen 
könnte. 

10. Wenn die in den allgemeinen Durch­
führungsbestimmungen enthaltenen Fristen 
nicht eingehalten würden, würde dies zu ei­
nem Bevorzugen derjenigen Beamten füh­
ren, die ihren Antrag später gestellt hätten, 
da die italienische Altersversicherung für die 
Übertragung der Versorgungsansprüche 
nicht den Zeitpunkt der Ernennung des Be­
troffenen zum Beamten auf Lebenszeit her­

anziehe, sondern den Zeitpunkt, zu dem der 
Antrag bei ihr eingehe. 

11. Auf die übrigen Ausführungen der Par­
teien werde ich, soweit erforderlich, im 
Rahmen meiner Stellungnahme eingehen. 

Β — Stellungnahme 

12. Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß 
die Parteien einen Großteil ihrer Ausfüh­
rungen der für die Beamten maßgeblichen 
Rechtslage gewidmet haben, ohne jedoch 
näher zu erörtern, ob diese unbesehen auch 
auf Bedienstete auf Zeit übertragen werden 
kann. So scheinen beide Parteien davon aus­
zugehen, daß die in den allgemeinen 
Durchführungsbestimmungen genannten 
Fristen auch für die Klägerin gelten. Die 
Prüfung dieser Frage werde ich jedoch an 
den Beginn meiner rechtlichen Würdigung 
stellen. 

13. Die Klägerin ist seit 1976 Bedienstete 
auf Zeit im Sinne von Artikel 2 Buchstabe d 
der Beschäftigungsbedingungen für die son­
stigen Bediensteten der Europäischen Ge­
meinschaften (BSB). Ihre Versorgungsan­
sprüche bestimmen sich gemäß Artikel 39 
Absatz 2 BSB nach Maßgabe des Titels V 
Kapitel 3 des Statuts und des Anhangs VIII 
des Statuts. Für die Klägerin gilt somit 
grundsätzlich auch Artikel 11 Absatz 2 des 
Anhangs VIII zum Statut, nach dem sie ihre 
bei einer innerstaatlichen Einrichtung er­
worbenen Ruhegehaltsansprüche auf das 
Versorgungssystem der Gemeinschaft über­
tragen kann. 

14. Beamte können diese Übertragung ge­
mäß Artikel 11 Absatz 2 Anhang VIII zum 
Statut bei der „Ernennung zum Beamten 
auf Lebenszeit“ beantragen. Gemäß den 
Durchführungsbestimmungen der Beklagten 
vom 2. Juli 1969 war dieser Antrag inner­
halb einer Ausschlußfrist von sechs Monaten 
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nach der förmlichen Bekanntgabe der Er­
nennung zum Beamten auf Lebenszeit zu 
stellen. 

15. Durch Beschluß der Beklagten vom 
4. April 1972 wurde der Hinweis, der diese 
Frist als Ausschlußfrist kennzeichnete, we­
gen der großen Zahl der außerhalb der Frist 
gestellten Anträge gestrichen. 

16. Nach einer weiteren Änderung der all­
gemeinen Durchführungsbestimmungen im 
März 1977 beginnt die Sechsmonatsfrist für 
die Stellung des Antrags entweder mit der 
Bekanntmachung der Ernennung zum Be­
amten auf Lebenszeit oder in dem Zeit­
punkt, in dem die Übertragung möglich ist, 
oder mit dem Inkrafttreten der genannten 
Bestimmungen. Der Termin des Inkrafttre­
tens ist in den allgemeinen Durchführungs­
bestimmungen in der Form, wie sie dem Ge­
richtshof von der Beklagten übermittelt 
worden sind, nicht genannt; auch der Hin­
weis auf den Charakter einer Ausschlußfrist 
fehlt weiterhin. 

17. Den drei genannten Versionen der all­
gemeinen Durchführungsbestimmungen ist 
gemeinsam, daß sie eine ausdrückliche Re­
gelung der Übertragungsmöglichkeit von 
Ruhegehaltsansprüchen für Bedienstete auf 
Zeit nicht enthalten. 

18. Erst einer Mitteilung des Abteilungslei­
ters für Personal der Gemeinsamen For­
schungsstelle — Forschungsanstalt Ispra — 
vom 13. Juli 1978 ist der Hinweis zu ent­
nehmen, daß auch Bedienstete auf Zeit von 
der Übertragungsmöglichkeit Gebrauch ma­
chen können. Diesen wird für die Einrei­
chung ihrer Anträge eine Frist von sechs 
Monaten nach der Veröffentlichung der 
Mitteilung, also vom 14. Juli 1978 an, ge­
währt. 

19. Die entscheidende Frage ist nun, ob für 
die Bediensteten auf Zeit eine wirksame 
Ausschlußfrist für die Stellung ihres Antrags 
auf Ruhegehaltsanspruchübertragung festge­
legt wurde. 

20. Das Beamtenstatut selbst enthält weder 
für Beamte noch für Bedienstete auf Zeit 
eine Ausschlußfrist für die Stellung des ge­
nannten Antrages. Dennoch kann man bei 
Beamten aus dem Umstand, daß sie diesen 
Antrag bei der Ernennung zum Beamten auf 
Lebenszeit stellen können, die Befugnis der 
Beklagten herleiten, in ihren aufgrund von 
Artikel 110 des Beamtenstatuts erlassenen 
allgemeinen Durchführungsbestimmungen 
eine derartige Ausschlußfrist vorzusehen, da 
das Datum der Ernennung einen präzisen 
Anhaltspunkt dafür gibt, wann der Beamte 
von seinem genannten Recht Gebrauch ma­
chen kann. 

21. Anders verhält es sich jedoch bei den 
Bediensteten auf Zeit, deren Verträge auf 
bestimmte oder unbestimmte Dauer abge­
schlossen werden, bei denen es jedoch einen 
vergleichbar eindeutig bestimmbaren Zeit­
punkt wie die Ernennung zum Beamten auf 
Lebenszeit nicht gibt. Wenn man es über­
haupt für zulässig erachten wollte, auch bei 
Bediensteten auf Zeit eine Ausschlußfrist 
vorzusehen, dann wäre zumindest zu ver­
langen, daß der Zeitpunkt, von dem ab 
diese Frist zu laufen beginnt, eindeutig be­
stimmt ist. 

22. Darüber hinaus steht auch die unter­
schiedliche Lage, in der sich Bedienstete auf 
Zeit und Beamte auf Lebenszeit befinden, 
einer entsprechenden Anwendung des Arti­
kels 11 Absatz 2 des Anhangs VIII zum Sta­
tut entgegen. 

23. In der Ernennung des Probezeitbeamten 
zum Beamten auf Lebenszeit ist ein markan­
ter Wendepunkt in dessen beruflicher Lauf­
bahn zu sehen, da dieser nunmehr in eine 
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auf Dauer übersehbare und gesicherte 
Rechtsposition eintritt, wenn man von den 
allgemeinen Risiken des Lebens einmal ab­
sieht. Von einem derartigen Beamten kann 
erwartet werden, daß er sich in einer ange­
messenen Frist entscheidet, welchem Ver­
sorgungssystem er angehören möchte. 

24. Völlig anders verhält es sich jedoch 
beim Bediensteten auf Zeit, der zumindest 
bei seinem Eintritt in die Dienste der Ge­
meinschaft noch keineswegs absehen kann, 
wie lange er bei der Gemeinschaft tätig sein 
wird und ob er die Mindestzeit von zehn 
Jahren zurücklegen kann, die ihn in den 
Genuß von Ruhegehaltsansprüchen nach 
dem Statut gelangen läßt. Denn entweder ist 
sein Vertrag auf Zeit abgeschlossen — dann 
besteht die Unsicherheit, ob er verlängert 
wird — oder auf unbestimmte Zeit: Dann 
aber kann er innerhalb einer Frist von drei 
bis zehn Monaten jederzeit gekündigt wer­
den (siehe Artikel 47 BSB, auf den der Ein­
stellungsvertrag der Klägerin ausdrücklich 
Bezug nimmt). Gerade weil bei Bediensteten 
auf Zeit eine spätere Berufstätigkeit außer­
halb der Gemeinschaft nicht auszuschließen, 
zumindest jedoch eher wahrscheinlich ist als 
bei Beamten, kann von diesen jedenfalls 
nicht während einer verhältnismäßig kurzen 
Frist erwartet werden, daß sie eine endgül­
tige Entscheidung über ihre versorgungs­
rechtliche Lage treffen. 

25. Es ist zwar einzuräumen, daß Artikel 11 
Absatz 1 Anhang VIII zum Statut auch die 
Möglichkeit vorsieht, beim Ausscheiden aus 
dem Dienst der Gemeinschaft Versorgungs­
ansprüche auf eine innerstaatliche Einrich­
tung übertragen zu lassen. Angesichts des 
komplizierten Übertragungsmechanismus 
kann es jedoch einem Bediensteten auf Zeit 
kaum zugemutet werden, mehrfach die 
Übertragung vom innerstaatlichen Versor­
gungssystem auf das Gemeinschaftssystem 

und später wieder zum innerstaatlichen Sy­
stem zurück durchführen zu lassen. Schließ­
lich stellt sich auch für Kenner des Perso­
nalrechts der jeweilige Übertragungsvor­
gang als etwas höchst Undurchsichtiges und 
Unüberschaubares dar, so daß derartige 
mehrfache Übertragungen in Anbetracht der 
ungewissen dienstlichen Verwendung des 
Bediensteten auf Zeit diesem jedenfalls nicht 
zugemutet werden können. 

26. Die in Artikel 39 Absatz 2 BSB enthal­
tene allgemeine Verweisung auf den An­
hang VIII zum Statut paßt bei Artikel 11 
Absatz 2 des Anhangs insoweit nicht, als 
dieser an ein Tatbestandselement, nämlich 
die Ernennung zum Beamten auf Lebens­
zeit, anknüpft, das beim Bediensteten auf 
Zeit gerade nicht vorliegt und naturgemäß 
nicht vorliegen kann. Der Vortrag der Be­
klagten, daß an das Ende der Probezeit an­
geknüpft werden könnte, überzeugt in die­
sem Zusammenhang nicht, da einmal die 
Ableistung einer Probezeit bei Bediensteten 
auf Zeit gemäß Artikel 14 BSB nicht zwin­
gend vorgeschrieben ist und zum anderen 
die rechtliche Lage eines Bediensteten auf 
Zeit, selbst wenn er die Probezeit erfolg­
reich abgeleistet hat, nicht mit derjenigen ei­
nes Beamten auf Lebenszeit vergleichbar ist. 

27. Da das Statut und die Beschäftigungs­
bedingungen wegen der hier nicht praktika­
blen Verweisung somit nicht ohne weiteres 
anwendbar sind, wäre es Aufgabe der Be­
klagten als Anstellungsbehörde gewesen, die 
strittige Verweisung durch ihre allgemeinen 
Durchführungsbestimmungen ausdrücklich 
zu regeln und somit konkret „anwendbar“ 
zu machen. Gerade dies hat sie jedoch nicht 
getan. 

28. Als Zwischenergebnis ist somit festzu­
halten, daß weder das Beamtenstatut noch 
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die Beschäftigungsbedingungen für die son­
stigen Bediensteten der Europäischen Ge­
meinschaften, welche insoweit auf das Be­
amtenstatut verweisen, eine Ausschlußfrist 
für die Stellung des Übertragungsantrages 
für Bedienstete auf Zeit vorsehen. 

29. Es ist weiter zu prüfen, ob die allgemei­
nen Durchführungsbestimmungen der Be­
klagten eine Ausschlußfrist vorsehen. Dabei 
ist zunächst festzuhalten, daß die Durchfüh­
rungsbestimmungen ihrem Wortlaut nach 
lediglich die Lage der Beamten ansprechen, 
nicht jedoch die der Bediensteten auf Zeit. 
Darüber hinaus ist festzustellen, daß der 
Hinweis auf den Charakter der Antragsfrist 
als einer Ausschlußfrist zwar in der ersten 
Fassung der Durchführungsbestimmungen 
enthalten war, später jedoch ausdrücklich 
selbst für die Beamten unter Hinweis auf die 
große Zahl verspätet eingereichter Anträge 
gestrichen worden ist. Es spricht somit vieles 
dafür, daß selbst für Beamte aufgrund der 
Durchführungsbestimmungen eine Aus­
schlußfrist nicht mehr besteht, wobei dahin­
gestellt bleiben kann, ob dies mit der Rege­
lung des Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs 
VIII zum Statut noch vereinbar ist. 

30. Für die Bediensteten auf Zeit ist jedoch 
festzuhalten, daß die allgemeinen Durch­
führungsbestimmungen sie weder ausdrück­
lich erwähnen, noch auf sie ausdrücklich 
eine Ausschlußfrist anwenden, noch gar den 
Zeitpunkt nennen, von dem an diese Aus­
schlußfrist laufen würde. 

31. In einer solchen Lage eine Ausschluß­
frist auf die Klägerin als Bedienstete auf 
Zeit anzuwenden würde meiner Auffassung 
nach gegen die Grundsätze der Rechtssi­
cherheit und Rechtsklarheit verstoßen. Es 
kann ihr somit kein Vorwurf aus dem Um­

stand gemacht werden, daß sie erst 1985 
den Antrag auf Übertragung der Versor­
gungsansprüche gestellt hat. Sie hat dies, 
wie in der mündlichen Verhandlung darge­
legt, erst dann getan, als sie die Entwick­
lung ihrer Ansprüche abschätzen konnte 
und die Vollendung einer zehnjährigen 
Dienstzeit als Bedienstete auf Zeit nicht 
mehr allzu enfernt lag. 

32. Auch der Hinweis der Beklagten, bei 
spät eingereichten Anträgen auf Übertra­
gung von Versorgungsansprüchen aus dem 
italienischen System könne es wegen der 
Berechnungsmodalitäten zu einer unge­
rechtfertigten Begünstigung des Betroffenen 
kommen, da eine korrekte Rückrechnung 
auf den Zeitpunkt der Ernennung zum Be­
amten auf Lebenszeit schwierig sei und von 
den italienischen Stellen nicht durchgeführt 
werde, scheint mir nicht stichhaltig zu sein. 
Sollte es tatsächlich zu dieser Begünstigung 
kommen, so wäre es Aufgabe der Beklagten 
als Anstellungsbehörde, diesem Umstand 
durch eine entsprechende Änderung ihrer 
Durchführungsbestimmungen Rechnung zu 
tragen. Es kann jedoch nicht hingenommen 
werden, daß die Beklagte die Rechte der 
Bediensteten auf Versorgungsübertragung 
mißachtet, zumal sie selbst die Übertra­
gungsmodalitäten mit den italienischen Stel­
len vereinbart hat und diese bereit sind, der 
Gemeinschaft die geforderten Beträge zur 
Verfügung zu stellen. 

33. An dem durch Auslegung des Statuts, 
der Beschäftigungsbedingungen und der 
Durchführungsvorschriften gefundenen Er­
gebnis ändert auch der Umstand nichts, daß 
der für die Forschungsstelle Ispra im Rah­
men der Gemeinsamen Forschungsstelle zu­
ständige Abteilungsleiter für Personal in sei­
ner Information vom 13. Juli 1978 erstmals 
die Möglichkeit erwähnt hatte, daß auch 
Bedienstete auf Zeit ihre innerstaatlichen 
Versorgungsansprüche auf das Gemein-
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Schaftssystem übertragen können, und daß 
er auch einen Endtermin für die Stellung 
entsprechender Anträge genannt hat. 

34. Selbst angesichts der weitreichenden Be­
fugnisse, die der Gerichtshof zum Beispiel in 
seinem Urteil vom 8. März 1988 in der 
Rechtssache 339/85 2 den nachgeordneten 

„Gesetzgebern" der Gemeinschaftsorgane 
eingeraümt hat, steht es nicht mehr in den 
Befugnissen eines Abteilungsleiters der Be­
klagten, Ausschlußfristen vorzusehen, die 
weder dem Statut noch den dazu ergange­
nen Durchführungsbestimmungen der jewei­
ligen Anstellungsbehörde zu entnehmen 
sind. 

C — Schlußantrag 

35. Da somit die Entscheidung der Beklagten vom 2. August 1985 die richtige 
war, schlage ich dem Gerichtshof vor, der Klage stattzugeben und der Beklagten 
die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

2 — Urteil des Gerichtshofes vom 8. März 1988 in der Rechts­
sache 339/85, E. Brunotti/Kommission, Slg. 1988, 1379. 
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